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Ausschlagung eines Vermächtnisses
Sachverhalt

Ich bin Vormundin einer 53-jährigen Frau, die von ihrer Mutter per Testament ein Vermächtnis erhielt, nämlich dass sämtliche Möbel nach ihrem Ableben in ihren Besitz gelangen. Die Frau hat noch ca. 10 Geschwister. Nun stellt sich heraus, dass es sich um alte Möbel und Kleider handelt und meine Klientin keinen Gebrauch dafür hat. Im Gegenteil, die ganze Entsorgungsgebühr wäre zu ihren Lasten. Die Geschwister sind untereinander nicht sehr gut gesinnt und einige lachen sich ins Fäustchen.

Als Vormundin denke ich, dass es sinnvoll ist, wenn ich dieses Vermächtnis ausschlage, da es zum Nachteil der Klientin ist. Die Erbschaft wird selbstverständlich angenommen, es wird nur dieses Möbelvermächtnis ausgeschlagen. 

Meine Frage:

Muss ich für die Ausschlagung dieses Vermächtnisses die vormundschaftliche Zustimmung einholen?

Erwägungen

1. Vermächtnisse (Legate) haben nach schweizerischem Recht grundsätzlich nur schuldrechtlichen Charakter. Die bedachte Person erhält als Vermächtnisnehmerin lediglich einen Forderungsanspruch gegenüber dem Nachlass auf Herausgabe des Vermächtnisses. Sie kann formlos auf die Herausgabe verzichten beziehungsweise eine entsprechende Klage innert der 10-jährigen Verjährungsfrist unterlassen (Art. 601 ZGB), oder im Sinne von Art. 115 OR einen Schulderlass vereinbaren (BK Tuor/Picenoni, N 3 zu Art. 577 ZGB; ZK-Escher N 2 zu Art. 577; BSK ZGB II-Schwander N 2 zu Art. 577). Man spricht deshalb bei einem Verzicht auf ein Legat auch nicht von einer eigentlichen Ausschlagung, sondern eben von einem Verzicht.


2. Der Wortlaut von Art. 422 Ziff. 5 ZGB verlangt lediglich für die Ausschlagung der Erbschaft die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde und der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde, wogegen das Legat nicht erwähnt wird. Es besteht auch kein Anlass, darin eine Gesetzeslücke zu erblicken, weil die Annahme beziehungsweise „Ausschlagung“ eines Legates nicht mit denselben weitgehenden Haftungskonsequenzen gegenüber den Gläubigern des Erblassers verbunden ist wie die Annahme der Erbschaft (vgl. dazu Art. 560 ZGB) beziehungsweise deren Ausschlagung (Philippe Meier, Le consentement des autorités de tutelle aux actes du tuteur, S. 532). 

3. Ob die Annahme eines Legates den Interessen der betreuten Person Rechnung trägt, hat die vormundschaftliche Mandatsträgerin im Rahmen ihrer Verwaltungsbefugnisse (namentlich Art. 407, 413, für den Beistand Art. 418, 419 ZGB) nach pflichtgemässem Ermessen zu beurteilen. Wenn das Legat mit hohen Lasten oder Verpflichtungen verbunden ist (gemäss Art. 485 Abs. 1 ZGB ist es dem Bedachten in dem Zustande und in der Beschaffenheit, mit  Schaden und mit Zuwachs, frei oder unbelastet auszuliefern, wie es sich zur Zeit der Eröffnung des Erbganges vorfindet), so nimmt sie es nicht an. Dabei empfiehlt es sich, durch ausdrückliche (wenn auch formlose) Erklärung gegenüber sämtlichen beziehungsweise gegenüber dem belasteten Erben auf das Legat zu verzichten. 

4. Fazit: Sie müssen keine vormundschaftsbehördlichen Zustimmungen einfordern. Wenn Sie den Verzicht auf das Legat erklären, gehen die Kosten der Entsorgung zulasten des gesamten Nachlasses, somit natürlich anteilmässig – aber eben nicht vollständig - auch zulasten Ihres  Mündels.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 23. Juli 2009
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